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Die Bundesregierung hat im ersten Quartal des Jahres 2024 bei der Umsetzung ihrer digitalpolitischen Vorhaben anTempo zuge-

legt (vgl. PM Bitkom vom 2.4.2024). So seien insgesamt 31 Vorhaben umgesetzt worden, so viele wie in bislang keinem Quartal

in dieser Legislaturperiode. Die Zahl der noch nicht begonnenen Vorhaben sei um 10 auf 38 gesunken, 205 Vorhaben befänden

sich aktuell in Umsetzung. Das zeige die neueste Auswertung des „Monitor Digitalpolitik“ des Bitkom. Er wurde im August 2023,

zum ersten Jahrestag der Digitalstrategie, erstmals veröffentlicht und wird quartalsweise auf den neuesten Stand gebracht.

Demnach könne die Bundesregierung lediglich 82 % ihrer Vorhaben bis zum Ende der Legislaturperiode umsetzen, wenn sie ihre

Digitalprojekte im nun vorgelegten Tempo des ersten Quartals 2024 weiter vorantreibt. Gehe es in der Durchschnittsgeschwin-

digkeit der bisherigen Legislatur weiter, würden bis September 2025 nur 60 % der digitalpolitischen Vorhaben abgeschlossen

sein. Um vor den nächsten Bundestagswahlen alle 334 Vorhaben ins Ziel zu bringen, müssten noch insgesamt 243 Vorhaben in

18 Monaten umgesetzt werden. „Die Bundesregierung ist mit Schwung in das Digitaljahr 2024 gestartet. Mit diesem Elan sollte

die Bundesregierung jetzt auch die besonders komplexen und zentralen Vorhaben angehen“, sagte Bitkom-Präsident Dr. Ralf

Wintergerst. So gehe es etwa bei digitalen Identitäten, der Digitalisierung der Verwaltung oder dem Digitalbudget kaum voran.

Wie der „Monitor Digitalpolitik“ zeige, handelt es sich bei vielen der im vergangenen Quartal umgesetzten Vorhaben um kleinere

Maßnahmen oder planmäßig laufende Forschungs- und Förderprogramme. Für den „Monitor Digitalpolitik“ überprüft Bitkom

regelmäßig den Umsetzungsstand von 146 Projekten aus der Digitalstrategie, von 186 digitalpolitischen Projekten aus dem Ko-

alitionsvertrag sowie zweier weiterer digitalpolitischer Vorhaben, die die Bundesregierung nachträglich aufgesetzt hat. Diese in

Summe 334 Digitalvorhaben werden dabei auf ihre Bedeutung für die Digitalisierung von Wirtschaft, Gesellschaft und Staat hin

untersucht und hinsichtlich ihrer Komplexität eingeordnet.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen

EuGH: TC-String (Transparency and Consent

String) als personenbezogenes Datum

1. Art. 4 Nr. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 des

Europäischen Parlaments und des Rates vom

27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen

bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,

zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der

Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-

nung) ist dahin auszulegen, dass eine aus einer

Kombination von Buchstaben und Zeichen be-

stehende Zeichenfolge wie der TC-String (Trans-

parency and Consent String), die die Präferenzen

eines Internetnutzers oder Nutzers einer Anwen-

dung in Bezug auf dessen Einwilligung in die Ver-

arbeitung der ihn betreffenden personenbezo-

genen Daten durch Anbieter von Websites oder

Anwendungen sowie durch Datenbroker und

Werbeplattformen enthält, ein personenbezoge-

nes Datum im Sinne dieser Bestimmung darstellt,

soweit sie, wenn sie mit vertretbarem Aufwand

einer Kennung wie insbesondere der IP-Adresse

des Geräts dieses Nutzers zugeordnet werden

kann, es erlaubt, die betreffende Person zu iden-

tifizieren. Unter diesen Umständen schließt der

Umstand, dass eine Branchenorganisation, die

im Besitz dieser Zeichenfolge ist, ohne einen Bei-

trag von außen weder Zugang zu den Daten hat,

die von ihren Mitgliedern im Rahmen der von ihr

aufgestellten Regeln verarbeitet werden, noch

diese Zeichenfolge mit anderen Elementen kom-

binieren kann, nicht aus, dass diese Zeichenfolge

ein personenbezogenes Datum im Sinne dieser

Bestimmung darstellt.

2. Art. 4 Nr. 7 und Art. 26 Abs. 1 der Verordnung

2016/679 sind dahin auszulegen, dass

– zum einen eine Branchenorganisation, so-

weit sie ihren Mitgliedern einen von ihr auf-

gestellten Regelungsrahmen in Bezug auf

die Einwilligung im Bereich der Verarbeitung

personenbezogener Daten anbietet, der

nicht nur verbindliche technische Vorschrif-

ten enthält, sondern auch Vorschriften, die

detailliert festlegen, wie personenbezogene

Daten, die diese Einwilligung betreffen, ge-

speichert und verbreitet werden müssen, als

„gemeinsam Verantwortlicher“ im Sinne die-

ser Bestimmungen einzustufen ist, wenn sie

unter Berücksichtigung der besonderen Um-

stände des vorliegenden Falles aus Eigenin-

teresse auf die betreffende Verarbeitung per-

sonenbezogener Daten Einfluss nimmt und

damit gemeinsam mit ihren Mitgliedern die

Zwecke der und die Mittel zur betreffenden

Verarbeitung festlegt. Der Umstand, dass

eine solche Branchenorganisation selbst kei-

nen unmittelbaren Zugang zu den von ihren

Mitgliedern innerhalb dieses Regelungsrah-

mens verarbeiteten personenbezogenen Da-

ten hat, schließt nicht aus, dass sie ein ge-

meinsam Verantwortlicher im Sinne dieser

Bestimmungen sein kann;

– zum anderen sich die gemeinsame Verant-

wortlichkeit dieser Branchenorganisation nicht

automatisch auf die Weiterverarbeitung perso-

nenbezogener Daten durch Dritte, wie bei-

spielsweise Anbieter von Websites oder An-

wendungen, erstreckt, was die Nutzerpräferen-

zen für gezielte Online-Werbung betrifft.

EuGH, Urteil vom 7.3.2024 – C-604/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-769-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Bequemer Kauf auf Rechnung

Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird

zur Auslegung von Art. 6 Buchst. c der Richtlinie

2000/31/EG des Europäischen Parlaments und

des Rates vom 8. Juni 2000 über bestimmte

rechtliche Aspekte der Dienste der Informations-

gesellschaft, insbesondere des elektronischen

Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie

über den elektronischen Geschäftsverkehr“;

ABl. L 178 vom 17. Juni 2000, S. 1) folgende Fra-

ge zur Vorabentscheidung vorgelegt:

Stellt die Werbung mit einer Zahlungsmodalität

(hier: „bequemer Kauf auf Rechnung“), die zwar

nur einen geringen Geldwert hat, jedoch dem

Sicherheits- und Rechtsinteresse des Verbrau-

chers dient (hier: keine Preisgabe sensibler Zah-

lungsdaten; bei Rückabwicklung des Vertrags

keine Rückforderung einer Vorleistung), ein An-

gebot zur Verkaufsförderung im Sinne des Art. 6

Buchst. c der Richtlinie 2000/31/EG über den

elektronischen Geschäftsverkehr dar?

BGH, Beschluss vom 21.12.2023 – I ZR 14/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-769-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Zum Löschungsanspruch eines GmbH-

Geschäftsführer (hier: Geburtsdatum,

Wohnort im Handelsregister)

a) Der Geschäftsführer einer GmbH hat keinen

Anspruch aus Art. 17 Abs. 1 DS-GVO auf Lö-

schung seines Geburtsdatums und seines Wohn-

orts im Handelsregister.

b) Der Wohnort des Geschäftsführers einer

GmbH ist zur Eintragung in das Handelsregister

anzumelden.

c) Ein Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 Abs. 1

DS-GVO besteht nicht, wenn die Datenverarbei-
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